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Augsburg, 26.8.2026 
Nr. 34 

INHALT 

• Bekanntmachung über die Erteilung einer Baugenehmigung 

• Bekanntmachung über die Erteilung einer Baugenehmigung 

• Feststellung des Wirtschaftsplans 2026 des Regionalwerks Westliche Wälder 

gKU – Anstalt des öffentlichen Rechts 

• Vollzug des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) und des 

Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 

Entschädigungssatzung des Schulverbandes Ustersbach 

• Abwasserzweckverband Schmuttertal (AZS)                                      

Entschädigungssatzung 
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Bekanntmachung über die 

Erteilung einer Baugenehmigung 

an  

 
Firma 

Puschak Immobilien  

Eberlestr. 68 

86157 Augsburg  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 11.08.2026 Az.Nr. 1-1581-2026-

BA folgende Baugenehmigung erlassen: 

  

1. Der Nachtragsbauantrag für 

das Vorhaben "Tektur zu 1-1799-2023-

BA-110 (Wohnen AR21 Neubau eines 

Mehrfamilienhauses mit Tiefgarage: 

Anpassung Fassade, Anpassung 

Gauben, Zusammenlegung Whg. EG)" 

auf dem Grundstück Fl.Nr. 19/1 der 

Gemarkung Steppach wird nach 

Maßgabe der beiliegenden mit dem 

Genehmigungsvermerk vom 11.08.2026 

versehenen Bauvorlagen genehmigt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 

  

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

 

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB -

Baugesetzbuch). 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO beantragt 

werden. 

 

Hinweis zur Bekanntmachung 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten Baugenehmigungs-

bescheides an die betroffenen Nachbarn 

i. S. von Art. 66 Abs. 1 S. 4 BayBO ersetzt 

wird; die Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Akteneinsichtsgesuche können online an 

die E-Mail-Adresse Akteneinsicht-

Bauamt@LRA-a.bayern.de gerichtet 

werden. Rein vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass Verfahrensakten in 

Papierform zum Zwecke der 

Akteneinsicht nicht außer Haus gegeben 

werden. Auch möchten wir darauf 

hinweisen, dass Akteneinsichten in 

Papierform in der unteren 

Bauaufsichtsbehörde regelmäßig nur in 

begründeten Ausnahmefällen möglich 

sind. 

 

Augsburg, den 11.08.2026 

______________________________________________ 

 

Bekanntmachung über die 

Erteilung einer Baugenehmigung 

an  

 

Herrn 

Zafer Kabayel 

Fuggerstr. 22 

86830 Schwabmünchen  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 14.08.2026 Az.Nr. 4-967-2026-BA 

folgende Baugenehmigung erlassen: 

 

1. Die Baugenehmigung für das 

Vorhaben "Temporäre Nutzungs-

änderung einer Ladeneinheit zu einem 

Wettbüro - geknüpft an die 

Geltungsdauer der glücksspielrecht-

lichen Duldung" auf dem Grundstück 

Fl.Nr. 244/3 der Gemarkung 

Schwabmünchen entsprechend den mit 

dem Genehmigungsvermerk vom 

14.08.2026 versehenen Bauvorlagen 

wird erteilt. 

 

2. Die unter der vorstehenden 

Ziffer 1 erteilte Baugenehmigung ergeht 

unter der auflösenden Bedingung, dass 

für die Betriebsstätte weder eine 

glücksspielrechtliche Duldung noch eine 

glücksspielrechtliche Erlaubnis besteht.   

 

Endet die unter dem Az. RvS-SG12-2165-

2/112/13 erteilte glücksspielrechtliche 

Duldung der Regierung von Schwaben 

vom 19.12.2025, tritt die auflösende 

Bedingung nicht ein, sofern ohne 

zeitliche Unterbrechung für dieselbe 

Betriebsstätte eine weitere 

glücksspielrechtliche Duldung oder eine 

glücksspielrechtliche Erlaubnis erteilt 

wird.  

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

 

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 
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Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB -

Baugesetzbuch-). 

 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO beantragt 

werden. 

 

Hinweis zur Bekanntmachung  

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten 

Baugenehmigungsbescheides an die 

betroffenen Nachbarn i. S. von Art. 66 

Abs. 1 S. 4 BayBO ersetzt wird; die 

Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Akteneinsichtsgesuche können online an 

die E-Mail-Adresse Akteneinsicht-

Bauamt@LRA-a.bayern.de gerichtet 

werden. Rein vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass Verfahrensakten in 

Papierform zum Zwecke der 

Akteneinsicht nicht außer Haus gegeben 

werden. Auch möchten wir darauf 

hinweisen, dass Akteneinsichten in 

Papierform in der unteren 

Bauaufsichtsbehörde regelmäßig nur in 

begründeten Ausnahmefällen möglich 

sind. 

 

Augsburg, den 14.08.2026 

______________________________________________ 

 

Feststellung des Wirtschaftsplan 

2026 für das Regionalwerk 

Westliche Wälder gKU – Anstalt 

des öffentlichen Rechts 

 

Der Verwaltungsrat des Regionalwerks 

Westliche Wälder gKU – Anstalt des 

öffentlichen Rechts hat in seiner Sitzung 

am 16. Juni 2026 den Wirtschaftsplan für 

das Wirtschaftsjahr 2026 gemäß § 8 

Abs. 3 Buchstabe j der 

Unternehmenssatzung festgestellt. 

 

Die öffentliche Bekanntmachung über 

die Feststellung des Wirtschaftsplans 

2026 einschließlich der wesentlichen 

Festsetzungen ist diesem Amtsblatt als 

Anlage 1 beigefügt. 

 

Siehe Anlage 1. 

 

Holzheim, den 20.08.2026 

 

Regionalwerk Westliche Wälder gKU 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

 

Florian Mair 

Vorsitzender des Verwaltungsrates 

 

Augsburg, den 20.08.2026 

______________________________________________ 

 

Vollzug des Bayerischen 

Schulfinanzierungsgesetzes 

(BaySchFG) und des Gesetzes 

über die kommunale 

Zusammenarbeit (KommZG); 

Entschädigungssatzung des 

Schulverbandes Ustersbach 

 

Die Verbandsversammlung des 

Schulverbandes Ustersbach hat am 

27.07.2026 

- eine neue Entschädigungs-

satzung 

beschlossen. 

 

Die Satzung wird nach Art. 9 Abs. 1 Satz 

2 BaySchFG i. V. m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 

KommZG nachfolgend amtlich bekannt 

gemacht. 

 

Siehe Anlage 2. 

  

Augsburg, den 21.08.2026 

______________________________________________ 

 

Abwasserzweckverband 

Schmuttertal (AZS) 

Entschädigungssatzung 

 

Die Verbandsversammlung des 

Zweckverbandses Abwasserbeseitigung 

Schmuttertal (AZS)  hat am 27.07.2026 

- eine neue Entschädigungs-

satzung 

beschlossen. 

 

Das Landratsamt Augsburg macht als 

Aufsichtsbehörde (Art. 52 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 und Satz 2 KommZG)  

die Satzung gem. Art. 24 Abs. 1 KommZG 

nachfolgend amtlich bekannt. 

 

Siehe Anlage 3. 

 

Augsburg, den 21.08.2026 

 

 

 

 

Martin Sailer 

Landrat 



ÖƯentliche Bekanntmachung 
 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans 2026 des  
Regionalwerks Westliche Wälder gKU 
Anstalt des öƯentlichen Rechts 
 
Der Verwaltungsrat des Regionalwerks Westliche Wälder gKU – Anstalt des öƯentli-
chen Rechts hat in seiner Sitzung am 16. Juni 2026 gemäß § 8 Abs. 3 Buchstabe j der 
Unternehmenssatzung den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 festgestellt. 
 
Der Wirtschaftsplan 2026 enthält folgende wesentliche Festsetzungen: 
 
1. Erfolgsplan 
 
Der Erfolgsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 schließt 
 
mit Erträgen in Höhe von 280.000,00 € 
und Aufwendungen in Höhe von 242.998,65 € 
mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 37.001,35 € 
 
ab. 
 
In den Erträgen sind Einzahlungen der Trägerkommunen in Höhe von insgesamt 
210.000,00 € enthalten. 
 
2. Vermögensplan 
 
Im Vermögensplan sind für das Wirtschaftsjahr 2026 keine Investitionen, Kredittilgungen 
oder sonstigen Mittelverwendungen sowie keine Kreditaufnahmen vorgesehen. 
 
Kreditaufnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
3. Stellenplan 
 
Der Stellenplan für das Wirtschaftsjahr 2026 weist insgesamt 2 Planstellen aus. 
 
Holzheim, den 20.08.2026 
 
Regionalwerk Westliche Wälder gKU 
Anstalt des öƯentlichen Rechts 

Jakob, Laura
Schreibmaschine
Anlage 1



 
Florian Mair 
Vorsitzender des Verwaltungsrates 



  

Entschädigungssatzung für den 
Schulverband Ustersbach

Jakob, Laura
Schreibmaschine
Anlage 2



Entschädigungssatzung für den 
Schulverband Ustersbach 

Übersicht: 

§ 1 Entschädigungsberechtigte

§ 2 Auslagenersatz

§ 3 Entschädigung Verbandsvorsitz

§ 4 Entschädigung der übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung

§ 5 Ersatzleistungen

§ 6 Sonstige Entschädigungen

§ 7 Auszahlung der Entschädigungen

§ 8 Inkrafttreten

Entschädigungssatzung des Schulverbands Ustersbach 

Der Schulverband Ustersbach erlässt aufgrund Art. 30 Absatz 2 des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.06.1994 
(GVBl S. 55, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 43 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl S. 98), sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayer (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2024 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, und § 6 der Satzung des Schulverbands Ustersbach 
vom xx.xx.2026 die folgende 

Entschädigungssatzung: 

§ 1

Entschädigungsberechtigte 

(1) Die Person, die den Verbandsvorsitz führt (Verbandsvorsitz), und die übrigen Mitglieder der
Verbandsversammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihren
Aufgaben im Schulverband verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung entschädigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Stellvertretung bei der Wahrnehmung der den Mitgliedern
der Verbandsversammlung obliegenden Aufgaben im Zweckverband, sofern ein Vertretungs-
fall vorliegt.

(3) Werden Aufgaben für den Zweckverband ehrenamtlich oder nebenamtlich von Personen
übernommen, die nicht Mitglieder der Verbandsversammlung sind, so erfolgt auch hierfür nach
Maßgabe dieser Satzung eine Entschädigung.



 

§ 2  
 

Auslagenersatz 
 

Der Verbandsvorsitz und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten für die 
Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse, wenn sie zu 
diesen Sitzungen geladen sind, Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere Reisekostenvergütung 
nach den bayerischen beamtenrechtlichen Regelungen. Das gilt auch für Mitglieder der Ver-
bandsversammlung, die Beamte oder Arbeitnehmer des durch sie vertretenen Verbandsmit-
glieds sind, und für die Stellvertretung eines geladenen Sitzungsteilnehmers. 

 

§ 3  
 

Entschädigung Verbandsvorsitz 

(1) Der Verbandsvorsitz erhält für die Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschädigung in 
Höhe von 0,00 Euro. Zusätzlich erhält der Verbandsvorsitz für die Teilnahme an den Sitzungen 
ein Sitzungsgeld nach § 4. Unberührt bleibt der Auslagenersatz nach § 2. 

(2) Die Stellvertretung im Verbandsvorsitz erhält für die Tätigkeit eine monatliche Pauschal-
entschädigung in Höhe 0,00. Zusätzlich erhält der Verbandsvorsitz für die Teilnahme an den 
Sitzungen ein Sitzungsgeld nach § 4. Unberührt bleibt der Auslagenersatz nach § 2. 

 

§ 4  
 

Entschädigung der übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 
 

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, die nicht gemäß Art. 31 Absatz 2 Satz 1 
KommZG der Verbandsversammlung angehören, erhalten für jede Teilnahme an der Ver-
bandsversammlung ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 Euro. Dieser Betrag verdoppelt sich, 
wenn die Sitzung länger als fünf Stunden dauert. Unberührt bleibt der Auslagenersatz nach § 
2. Die gleiche Entschädigung wird den Mitgliedern der Verbandsversammlung für die Teil-
nahme an Sitzungen der Ausschüsse und anderer Gremien gewährt, als deren Mitglied sie 
gewählt sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für jeden Fall der Stellvertretung. Bei nur zeitweiser Stellver-
tretung findet eine entsprechende Aufteilung der Entschädigung nicht statt. 

(3) Mitglieder der Verbandsversammlung, die einen Ausschussvorsitz führen oder andere zu-
sätzliche Aufgaben übernehmen, die eine wesentlich höhere Belastung zur Folge haben, er-
halten dafür eine Entschädigung nach Absatz 1 Satz 1. 2Dies gilt unbeschadet des Art. 30 
Abs. 2 Satz 2 KommZG auch für Mitglieder der Verbandsversammlung, die der Verbandsver-
sammlung gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Gesetzes angehören. 

 

 

 

 



 

§ 5  
 

Ersatzleistungen 
 

Mitglieder der Verbandsversammlung, die Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten zu-
sätzlich zu der Entschädigung nach § 4 Absatz 1 oder 2 den entstandenen Verdienstausfall für 
die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und Abreisezeit ersetzt. Der 
Betrag des entgangenen Verdienstes ist durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers nachzu-
weisen. 

 

§ 6  
 

Sonstige Entschädigungen 
 

(1) Für die Leitung der Geschäftsstelle wird eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren 
Höhe durch Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt wird. 

(2) Für die ehrenamtliche Übernahme der Aufgabe (Bezeichnung) wird eine Aufwandsentschä-
digung gewährt, deren Höhe durch Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt wird. 

 

§ 7  
 

Auszahlung der Entschädigungen 
 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden monatlich im Vo-
raus ausgezahlt. Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt. 

 

§ 8  
 

In-Kraft-Treten 
 

(1) Diese Entschädigungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 

 
Gessertshausen, 11.08.2026 
Schulverband Ustersbach  
 

 

 

Markus Kohler 
Schulverbandsvorsitzender 



Jakob, Laura
Schreibmaschine
Anlage 3








